
Datenschutzhinweise nach Art. 13 und Art. 14 der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) im 
Zusammenhang mit Ihrem Antrag auf Beratung und Unterstützung 

 
Die allgemeinen Angaben zu den Kontaktdaten des Verantwortlichen und des behördlichen 
Datenschutzbeauftragten können der Präambel zu den Datenschutzhinweisen auf der Website der Stadt 
Passau unter www.passau.de/Datenschutzhinweise.aspx entnommen werden. Ebenso finden Sie dort Ihre 
Betroffenenrechte. 
 
1. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck und deren Verwendung 
Aufgrund Ihres aktuellen Antrages/Anliegens erheben wir die im entsprechenden Formblatt aufgeführten 
notwendigen personenbezogenen Daten von Ihnen. Das Jugendamt hat die Verpflichtung zur Feststellung der 
Vaterschaft und Geltendmachung von Unterhalts- und Unterhaltsersatzansprüchen Beratung und Unterstützung zu 
leisten.  
Die Daten werden erhoben, um eine umfassende Beratung und Unterstützung zu gewährleisten. Sofern die 
Verantwortliche Daten zu einem anderen als dem ursprünglich angegebenen Zweck verarbeiten möchte, wird die 
betroffene Person nach den Maßgaben des Artikels 13 Absatz 3 DSGVO informiert. Ändert sich die Beratungs- und 
Unterstützungsleistung in eine Beistandschaft gemäß §§ 1712ff BGB, so werden die bereits angeforderten Daten aus 
der Beratungs- und Unterstützungstätigkeit gem. § 18 und 52a SGB VIII für die Bearbeitung der Beistandschaft gem. 
§63 Abs. 2 SGB VIII übernommen, um doppelte Datenabfragen zu vermeiden. Die Rechtsgrundlagen zur 
Verarbeitungstätigkeit bilden: Artikel 6 Absatz 1 lit. e. DSGVO in Verbindung mit §§ 18, 52 a, § 61 SGB VIII i. V. m. 
§§ 67 ff. SGB X. 
 
2. Weitergabe von Daten an Dritte 
a) Ihre Daten werden gem. § 810 BGB an das volljährige Kind oder den antragstellenden Elternteil weitergegeben.  
b) Ihre Daten werden an den unterhaltsverpflichteten Elternteil bzw. gegebenenfalls dessen anwaltliche Vertretung 
weitergegeben. 
Die Verantwortliche übermittelt ferner personenbezogene Daten nur soweit im Einzelfall zur Aufgabenerfüllung 
notwendig und erforderlich sind an:  

 Familiengericht (§§ 111 ff FamFG/Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit)  

 Sozialleistungs- und Sozialversicherungsträger (§ 74 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch/ SGB X)  
 Meldebehörde (Adressermittlung)  
 Ausländerbehörde (Adressermittlung) 

Erhebt die Verantwortliche Daten bei dem antragsstellenden Elternteil, wird die betroffene Person ggf. nach den 
Maßgaben des Artikels 14 DSGVO einschließlich der Quellenangabe informiert. 
 
3. Pflichten zur Bereitstellung personenbezogener Daten 
a) Für den unterhaltsverpflichteten Elternteil: Die Verpflichtung ergibt sich bei der Geltendmachung der gesetzlichen 
Unterhaltspflicht gemäß § 1605 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB).  
b) Für das antragstellende volljährige Kind: Im Rahmen der Tätigkeit werden Informationen benötigt, um den 
Unterhalt zu berechnen. Daher werden Sie gebeten zum Sachverhalt vollständige und wahrheitsgemäße Angaben zu 
machen und Daten, die zur Ausführung der Tätigkeit vonnöten sind bereitzustellen sowie Änderungen zeitnah 
mitzuteilen. Sollten Sie keine, unvollständige oder nicht wahrheitsgemäße Angaben zum Sachverhalt machen, ist 
eine Leistungserbringung im Rahmen einer Beratung und Unterstützung durch uns nicht möglich. 
 
4. Löschfristen 
Die Verantwortliche wird personenbezogene Daten nur so lange speichern, wie dies für die Erreichung des unter 
Punkt 1 genannten Zwecks erforderlich ist oder gesetzliche Aufbewahrungsfristen eine Speicherung vorschreiben.  
Dies umfasst folgende Fristen: Die Speicherfristen betragen derzeit gem. § 195 BGB 3 Jahre nach Abschluss des 
Vorgangs bzw. nach Beendigung der Tätigkeit. 
 
 


